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er tut mehr für die Verbrau-
cherrechte, die EU-Kommis-
sion oder das Europaparla-

ment? Drei Monate vor der Europa-
wahl ist eine Art Schönheitswettbe-
werb entbrannt. Bisher lag die Kom-
mission mit ihrem populären Vor-
schlag zur Abschaffung der Roaming-
Gebühren für Handys im Ausland
vorn. Nun ziehen die EU-Abgeord-
neten mit mehr Rechten für Flug-
passagiere nach.

Künftig sollen Reisende entschä-
digt werden, wenn ihr Flieger drei
Stunden zu spät kommt. Die Kommis-
sion wollte erst ab fünf Stunden Ver-
spätung einen Anspruch auf Entschä-
digung zulassen. Auf den ersten Blick
ist dies eine deutliche Verbesserung.
Bei Zugreisen gibt es bereits ab einer
Stunde Verspätung Geld zurück.

Die Europaabgeordneten kommen
den Verbrauchern zwar weiter ent-
gegen als die Kommission, deren Vor-
schlag ein peinlicher Kniefall vor der
Industrielobby war. Aber für Waffen-

W
gleichheit zwischen den verschiede-
nen Verkehrsträgern sorgen sie nicht,
wiedieGrünenzuRechtmonieren.Im
Flugzeug ist man immer noch Passa-
gier zweiter Klasse, sobald es zu Pro-
blemen kommt.

Schließlichgehtesnichtnurumdie
Definition von Ansprüchen, sondern
auch um die Durchsetzung. Und da
sieht es finster aus. Wer jemals ver-
sucht hat, von einer Airline entschä-
digt zu werden, kann ein Lied davon
singen. Nach Schätzungen des Ver-
kehrsausschusses im Europaparla-
menterhaltenbishernurzweiProzent
der Betroffenen tatsächlich Geld zu-
rück – ein Skandal.

Ob sich daran etwas ändert, ist
zweifelhaft. Der Vorschlag muss noch
durch den Ministerrat. Und dort dürf-
ten die Vertreter der Airlines dafür
sorgen,dasserweiterverwässertwird.
Verhindern ließe sich dies nur durch
eine Stärkung der Verbraucherrechte.
Sonst droht noch eine Bruchlandung.
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OhneDruckdrohtBruchlandung

ls Barack Obama Berlin als Büh-
ne für seinen Wahlkampf nutzte,
fühlten sich viele in Deutsch-

land geehrt. Wenn Recep Tayyip Erdo-
gan das Gleiche macht, fühlen sich
nichtwenigedadurchgestört.Manche
Kritik am Auftritt des türkischen Mi-
nisterpräsidenten ist jedoch deutlich
überzogen. Denn das Problem ist
nicht, dass Erdogan in Deutschland
gerneWahlkampfredenschwingt.Das
Problem ist, was genau er dabei sagt.

Diesmal gab er sich aber deutlich
Mühe, seinen deutschen Kritikern
den Wind aus den Segeln zu nehmen.
Er rief dazu auf, sich vorbildlich zu in-
tegrieren, und dankte Angela Merkel
für die Gastfreundschaft. Ansonsten
ging es nur um die Türkei.

Im August will sich der Minister-
präsident zum Präsidenten wählen
lassen – zum ersten Mal wird das
höchste, bisher eher repräsentative
Staatsamt der Türkei durch Direkt-
wahl besetzt. Erdogan kämpft um sein
Lebenswerk, deshalb malte er in Ber-
lin die ganz großen Linien seiner Poli-

A
tik. Ausgiebig zählte er Großprojekte
wie Flughäfen und Bosporusquerun-
gen, Krankenhäuser, ja sogar türki-
sche Satelliten auf, um zu zeigen, wie
seine Partei die Türkei aus der Dunkel-
heit ins Licht geführt habe. Es fehlte
nichtviel,undErdoganhättenochden
ersten Türken auf dem Mond ange-
kündigt.

Die dunklen Seiten seiner Erfolgs-
bilanz – die Exzesse der Polizei gegen
die Gezipark-Bewegung, die Ein-
schränkungen der Medienfreiheit
und die Korruptionsvorwürfe – blen-
dete er aus oder erklärte sie zum Werk
von Feinden und Neidern. Mit diesem
Populismus könnte er es auch ins
Präsidentenamt schaffen. Die Wähler
in Deutschland sollen ihm dabei hel-
fen.

Das Problem: Je mehr Erdogan sei-
nen autoritären Kurs fortsetzt, desto
weiter entfernt sich die Türkei von Eu-
ropa. Anders gesagt: Erdogan selbst ist
das größte Hindernis für einen EU-
Beitritt seines Landes geworden.
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Der erste Türke aufdemMond

Erdogan kämpft um sein Lebenswerk, deshalb
malte er in Berlin die großen Linien seiner Politik

chleuser – oder Schlepper – wach-
sen auf dem Humus der europäi-
schen Asylpolitik. Beispielsweise

in Österreich. Dort dürfen Asylanträ-
ge seit etwa 15 Jahren nur im Inland ge-
stellt werden. Wer sich in seinem Land
nicht sicher fühlt, wird durch die Ge-
setzeslage gezwungen, die Dienste
von Fluchthelfern in Anspruch zu
nehmen und in der Regel auf lebens-
gefährlichen Wegen nach Europa zu
kommen. Denn die wenigsten sind
mit Vermögen, Flugticket und Visum
ausgestattet.

Werschondaist,aberdenBehörden
seine Verfolgung nicht glaubhaft ma-
chen kann, wird abgeschoben. Auch
die Eheschließung mit einem Inlän-
der/einer Inländerin schützt nicht
mehr, sondern gilt als „Scheinehe“.

Doch ähnlich wie die Legalisierung
von Drogen die Gewinne der Drogen-
mafia minimieren würde, könnte die
Legalisierung der Schlepper den Ein-
fluss krimineller Profitler unterbin-
den und zugleich den überfälligen Pa-

S
radigmenwechsel hin zu einer poli-
tisch geregelten Willkommenspolitik
für Flüchtlinge und Einwanderer ein-
leiten.Dasmachendiedemografische
Entwicklung in Europa und die anhal-
tende Urbanisierung weltweit erfor-
derlich.

Der österreichische Aktivist Micha-
elGenner,derdiealtehermetischePo-
litik zugespitzt kritisiert hat, sollte vor
Gericht gezerrt werden. In buchstäb-
lich letzter Sekunde hat die Staatsan-
waltschafteinenRückziehergemacht.
Ein Sieg für die Meinungsfreiheit.

Aber das Umdenken müsste beim
Asylrecht selbst einsetzen. Investiert
wird jedoch derzeit vor allem in neue
Schubhaftzentren, in Mechanismen
zur Abwehr unerwünschter Eindring-
linge und die Verfolgung von Flucht-
helfern.Dabeiwäresogarausreinöko-
nomischer Perspektive die politische
Öffnung für Asylanten und Arbeits-
migranten die preisgünstigere und
nachhaltigere Lösung.
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Einwanderungneudenken

eine Frage: Ägypten weist heu-
te alle Zeichen einer Konterre-
volution auf: Journalisten wer-
den inhaftiert (wenngleich An-

fang der Woche 60 politische Gefange-
ne entlassen wurden), abweichende
Meinungen zum Teil brutal unter-
drückt, und über all der Repression
schwebt eine Wolke der Fremden-
feindlichkeit. Gleichzeitig verschärfen
sich die Proteste der Muslimbrüder an
den Universitäten immer mehr. Ge-
bäude werden niedergebrannt, Profes-
sorinnen die Kleider vom Leib geris-
sen, ältere Männer tätlich angegriffen.
Überall im Land gibt es Anschläge auf
Sicherheitseinrichtungen. Doch die
haben meiner Ansicht nach nichts mit
den Muslimbrüdern zu tun, auch
wenn die Militärs das behaupten.

Die neue Medienhetze

Was dabei für westliche Beobachter
häufig schwer zu verstehen ist, liegt
für Ägypter zumeist auf der Hand:
Derzeit gibt es keine guten Optionen,
also wählt man das weniger Schlim-
me. Also wählt man General Sisi als
das geringere Übel, denn er hat das
Land immerhin vor dem Desaster ge-
rettet, in das die Regierung Mursi das
Land gestürzt hat.

Die ägyptischen Medien stehen auf
der Seite von Sisi und schüren eine ge-
fährliche und auch rassistische Hyste-
rie gegen die Islamisten und inzwi-
schen auch gegen alle anderen revolu-
tionären Gruppen, die nicht auf einer
Linie mit dem Militärregime sind. Sie
füttern die Angst, das Land stände kurz
vor dem Kollaps. Die katastrophale Si-
tuation im nicht weit entfernten Syri-
en hilft ihnen dabei.

Damit kein Missverständnis ent-
steht: Das Vakuum in Syrien, das nun
wahnsinnigen Gotteskriegern erlaubt,
mit einer Agenda in das Land einzufal-
len, die sich kaum oder gar nicht um
die Belange der syrischen Bevölke-
rung kümmert, geht vor allem auf die
Rechnung des Assad-Regimes. Trotz-
dem: Ist es angesichts von mehr als
100.000 Toten wirklich verwunder-
lich, dass viele Ägypter fast einen
Herzanfall bekamen, als Mursi zum
„Marsch auf Syrien“ aufrief, also zur
Beteiligung am heiligen Krieg? Bis da-
hin hatte sich niemand vorstellen kön-
nen, dass ein ägyptischer Präsident je-
mals einen solchen Appell formulie-
ren würde. Kurz darauf kam es zu ei-
nem Massaker an Schiiten – eine extre-
me Seltenheit in Ägypten. Während-
dessen die Militärregierung auch für
ihre eigene Blutspur sorgt, siehe das
Massaker an Mursi-Anhängern bei der

K
Rabaa-Adawiya-Moschee vom vergan-
genen August.

Im Westen finden sich viele For-
schungseinheiten, welche die ägypti-
sche Situation analysieren und nur ei-
nen sehr vagen Begriff von ägypti-
scher Kultur sowie kollektiven Befind-
lichkeiten haben und stattdessen ex-
klusiv die staatlichen Institutionen be-
trachten, aus westlicher Perspektive,
versteht sich.

Schlüpfrige Toilettenwitze

Gleichzeitig hat sich in Ägypten selbst
eine meist Englisch sprechende Kaste
von Kommentatoren formiert, die
sich auf Witze über Ägypter speziali-
siert. Dieser „Humor“ ist häufig selt-
sam schlüpfrig, womit klar ist, dass er
sich nicht an ein einheimisches Publi-
kum richtet, das nämlich schätzt Toi-
lettenwitze wenig. Vielmehr bricht
sich hier eine Aggression gegenüber
denjenigen Bahn, die nicht in der Posi-
tion sind, um zu antworten. Jeder, der
schon einmal etwas von Kolonialis-
mus beziehungsweise Postkolonialis-
mus gehört hat, versteht, dass für Leu-
te, die nur einen Pass haben und ihr
Leben an einem Ort einrichten müs-
sen, diese Witze nicht lustig sind.

Viele, die schon vom ersten Tag von
Mursis Präsidentschaft geschrien ha-
ben „irhal irhal!“ (tritt zurück), dann
flugs die Seiten wechselten, tun heute
so, als ob sie mit seiner Verhaftung
nichts zu tun hätten. „Wir wollten doch
nie die Armee“, sagen sie. Was für ein
nichtsnutziges Statement. Denn es
liegt nun mal auf der Hand, dass die
Armee seit Beginn der Revolution die

Transformation in Ägypten bestimmt.
Entsprechend ist es auch kein Wunder,
dass Ägypter, die einfach ihr Leben le-
ben wollen, die Nase voll haben von Re-
volutionären, die keine Verantwor-
tung für ihre Handlungen überneh-
men.

Insgesamt aber gilt: Wer die Ent-
wicklungen in Ägypten nur als Staats-
streich der Militärs liest, schürft nicht
tief genug. Zu den wichtigsten Dingen,
die man begreifen sollte, zählt, dass
der politische Islam in Ägypten für ei-
ne riesige Welle gesorgt hat, die Aus-
wirkungen auf die gesamte arabische
Welt hat. Diese beginnen sich gerade
erst abzuzeichnen und sie dürften ei-
nen Meilenstein bedeuten für die kul-
turellen Folgen der Revolution, die
2011 begonnen hat.

Die Landesgrenzen schützen

Dann muss gesehen werden, dass die
Mehrheit der Ägypter wollte, dass die
Militärs die Macht wieder überneh-
men. Das heißt, sie müssen jetzt wie-
der mit der eisernen Faust leben und
eben nicht mehr mit einer unbere-
chenbaren Theokratie wie unter Mur-
si. Es handelt sich um eine fortlaufen-
de Revolution, sie ist längst nicht abge-
schlossen. Und wie die Franzosen da-
mals haben auch wir in Ägypten Zeit.
Die dringendsten Gebote der Zeit sind
die Befreiung der politischen Gefange-
nen und Journalisten und die Refor-
mierung der Wirtschaft. Für die Mehr-
heit der Ägypter ist das wichtiger als
ein „Übergang zur Demokratie“, wie es
in den Politikwissenschaften heißt.
Denn das haben sie ja gerade erst ver-
sucht und das Ergebnis war unbefrie-
digend, vorsichtig ausgedrückt.

Ebenso wichtig ist es, wenn auch
ungleich schwieriger, mit den Islamis-
ten einen politischen Kompromiss zu
finden. Im Moment scheint da jeder
Weg verbaut. Und es wird der Zeit-
punkt kommen, an dem die Armee ih-
re Macht überstrapaziert. Denn wie je-
des Militärregime verfügen Sisi und
seine Leute nicht über die Mittel und
Kompetenzen, die für Ägypten not-
wendigen Reformen auf den Weg zu
bringen. Und was passiert dann? Ich
weiß es nicht.

Aber mir scheint, dass es für die kol-
lektive Psyche wichtig ist, dass das
Land von einer starken nationalen In-
stitution regiert wird, obwohl ihre
Macht völlig intransparent ist. Das er-
laubt, innerhalb der Landesgrenzen
nach Lösungen zu suchen, die das Land
davor bewahren, in dem Chaos zu ver-
sinken, das gerade jeder Ägypter aus
nächster Nähe erlebt.

Wir haben Zeit
Die Konterrevolution in Ägypten läuft, doch auch die Revolution geht weiter

Die ägyptischen Medien
stehen auf der Seite von
Sisi und schüren eine
gefährliche und auch
rassistische Hysterie

............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

.......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................Sarah Eltantawi

n ist Assistenzprofessorin für Verglei-
chende Religionswissenschaften am

Evergreen State Col-
lege.Derzeit setzt sie

ihre Forschung
beim Berliner Fo-
rum „Transregio-
nale Studien“ fort.

Foto: privat

SCHLAGLOCH VON SARAH ELTANTAWI


